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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Après des entretiens exploratoires au cours du printemps, les Quinze ont
officiellement accepté d’élargir le cadre des «bilatérales bis». De son côté, le Conseil
fédéral a défini le contenu des mandats accordés en son nom aux négociateurs des
nouveaux dossiers. Trois catégories de mandats ont été désignées: de négociation
(fraude douanière, environnement, produits agricoles transformés, formation et
jeunesse), de prénégociations (accords de Schengen et Dublin, libéralisation des
services) et de discussion (fiscalité de l’épargne). Dix mandats en tout, que les
commissions de politique extérieure du Conseil des Etats et du National ont accepté à
l’unanimité. Les objets de la fraude douanière et de la fiscalité de l’épargne ont
rapidement constitué les principaux points de friction entre les parties en présence, si
bien que le Parlement européen, en fin d’année, a menacé la Suisse de rompre les
négociations sur l’ensemble des dossiers si la situation sur celui de la fraude douanière
ne se dirige pas vers une amélioration.
Ces points de conflits entre Berne et l’UE ont motivé une interpellation (01.3030) du
groupe socialiste au CN, qui a interrogé le CF sur ses projets à l’encontre des fraudeurs
et de la contrebande. Celui-ci a répondu elliptiquement que le résultat des
négociations devrait fixer les instruments de lutte adoptés par la Suisse. Les auteurs de
l’interpellation se sont déclarés non satisfaits. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.11.2001
FRANÇOIS BARRAS

Keine Mehrheit fand auch die umstrittene Motion der SP-Fraktion, welche den
automatischen Informationsaustausch mit der EU im Rahmen der europäischen
Zinsertragssteuerrichtlinie verlangte. Die sozialdemokratische Fraktion begründete ihr
Anliegen mit dem unter Druck geratenen Finanzplatz Schweiz. Nur eine konsequente
Weissgeldstrategie würde diesen langfristig stärken. In der Begründung des Vorstosses
nahmen die SP-Vertreter ein potenzielles Gegenargument vorweg, indem sie erklärten,
dass der automatische Informationsaustausch nicht zum ‚gläsernen Bürger‘ führen
werde, da ausschliesslich Auskünfte über die Identität des Kontoinhabers, der Bank und
den Zinsertrag weitergegeben würden. Die sozialdemokratische Partei führte als ein
weiteres Argument auf, dass die Schweiz durch einen solchen Vorschlag der EU in den
Verhandlungen Konzessionen im Bereich des Marktzugangs abverlangen könnte. Damit
konnte die SP den Nationalrat aber nicht überzeugen und der Vorstoss wurde mit 124 zu
60 Stimmen abgelehnt. 2

MOTION
DATUM: 09.06.2011
ANITA KÄPPELI

Ebenfalls im Bereich der Zinsbesteuerung forderte die SVP-Fraktion den Bundesrat mit
einer Motion auf, Zinserträge von deutschen Staatsbürgern zurückzubehalten. Sie
begründete dies mit dem Handeln der deutschen Regierung im Zusammenhang mit
illegal erworbenen Schweizer Bankdaten. In seiner Stellungnahme kritisierte der
Bundesrat das Verhalten der deutschen Regierung scharf, entgegnete aber auf den
SVP-Vorstoss, mit dem wichtigsten Handelspartner der Schweiz sei primär eine
Verhandlungslösung anzustreben. Zudem würde ein solcher Rückbehalt von Geldern
eine völkerrechtliche Vertragsverletzung bedeuten. Eine Nationalratsmehrheit folgte
der Landesregierung und lehnte die Motion mit 117 zu 60 Stimmen ab. 3

MOTION
DATUM: 09.06.2011
ANITA KÄPPELI

Ein ähnlicher Vorstoss der SVP-Fraktion forderte den Rückbehalt der Zinserträge von
italienischen Bankkunden, da Italien die Schweiz auf eine Liste der Steuerparadiese
gesetzt hatte. Aber auch diese Motion fand im Nationalrat keine ausreichende
Zustimmung und wurde mit 102 zu 77 Stimmen verworfen. 4

MOTION
DATUM: 09.06.2011
ANITA KÄPPELI
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Berichtsjahr waren die bilateralen Beziehungen der Schweiz zum südlichen
Nachbarn durch das italienische Vorgehen im Steuerstreit getrübt. Italien setzte die
Schweiz aufgrund ihrer Steuerpraxis auf eine schwarze Liste, obwohl die Schweiz die
OECD-Standards übernommen hatte. Insbesondere Finanzminister Tremonti kritisierte
die Schweiz wiederholt scharf und blockierte im Mai am EU-Gipfel die
Weiterentwicklung der Übereinkunft im Bereich der Zinsbesteuerung. Bei einem
Besuch von Premierminister Berlusconi im Juni kritisierte Bundespräsidentin Calmy-
Rey die italienische Haltung deutlich. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.06.2011
ANITA KÄPPELI

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Das im Rahmen der zweiten Bilateralen Verträge mit der EU ausgehandelte Abkommen
über die Zinsbesteuerung trat in Kraft. Da das Referendum nur gegen den Beitritt der
Schweiz zum Schengen/Dublin-Abkommen ergriffen worden war, fand zum
Zinsbesteuerungsabkommen keine Volksabstimmung statt.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.07.2005
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Da die bevorstehende Einführung des Euro den Kapitalmarkt flüssiger macht, drängte
die EU-Kommission auf eine Steuerharmonisierung innerhalb der EU-Staaten, um den
in ihren Augen schädlichen Steuerwettbewerb zu bekämpfen. In jedem Land sollen
ausländische Kapitalerträge (ausser Dividenden und Gewinne auf Aktienverkäufen) nach
gleichen Prinzipien besteuert werden. Insbesondere auf Druck von Luxemburg soll auch
die Schweiz verpflichtet werden, die Grundelemente der EU-Vorschläge zur
Vermeidung von Steuerflucht zu übernehmen. Ein von der EU-Kommission
vorgeschlagenes «Koexistenzmodell» würde es jedem Staat überlassen, ob Banken den
Behörden eines anderen Landes Informationen über Zinserträge offenlegen oder ob sie
diese Erträge mit einer Quellensteuer von mindestens 20% belegen. Beim Einzug einer
Quellensteuer ergäbe sich mit der Schweiz ein Systemkonflikt. Während die EU die
Zinssteuer bei der Zahlstelle einziehen will – beispielsweise die Bank, wo ein
ausländischer Kunde ein Konto hat –, befolgt die Schweiz das Schuldnerprinzip. Die
Verrechnungssteuer wird bei demjenigen eingezogen, der eine Anleihe emittiert. Ist er
im Ausland, greift die Verrechnungssteuer nicht. Das Eidgenössische
Finanzdepartement war der Meinung, dass die Verrechnungssteuer in der Schweiz eine
ausreichende Kontrolle der Vermögenserträge erlaube und lehnte insbesondere eine
länderübergreifende Meldepflicht unter den Steuerbehörden kategorisch ab. Zu
vertieften Gesprächen mit Finanzexperten der EU soll es anfangs 1999 kommen. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.1998
URS BEER

Im Oktober 2017 reichte die Juso die Initiative «Löhne entlasten, Kapital gerecht
besteuern», die sogenannte «99 Prozent-Initiative», ein. Dabei sollen
Kapitaleinkommensteile (also zum Beispiel Zinsen oder Dividenden), die einen im
Gesetz festgelegten Freibetrag – die Juso sprach gegenüber den Medien von CHF
100'000 – übersteigen, 1.5 Mal so stark besteuert werden wie Arbeitseinkommen. Der
dadurch entstehende Mehrbetrag – laut Blick rechnen die Initiantinnen und Initianten
mit zusätzlich CHF 5 bis 10 Mrd. pro Jahr – soll für eine Reduktion der Besteuerung von
Personen mit tiefen oder mittleren Arbeitseinkommen oder für Transferzahlungen
zugunsten der sozialen Wohlfahrt eingesetzt werden. Dadurch solle die ungleiche
Vermögensverteilung bekämpft werden, insbesondere da diese aktuell so hoch sei wie
noch nie, erklärte Juso-Präsidentin Tamara Funiciello. Ein Grossteil der Gewinne
würden die Superreichen jedoch nicht durch Arbeit, sondern durch Kapitalgewinne
erwirtschaften – dahinter stecke aber jeweils die Arbeit von Personen. Mit der Initiative
solle somit der gemeinsam erarbeitete Gewinn zurückgeholt werden. Obwohl im
Vorfeld kritische Stimmen laut geworden waren – insbesondere die Reformorientierte
Plattform der SP kritisierte, die Initiative treffe nicht Superreiche, sondern KMU –,
sprach sich die Delegiertenversammlung der SP im Oktober 2017 für eine Unterstützung

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.10.2017
ANJA HEIDELBERGER
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der Initiative aus. 

Die Unterschriften-Sammelfrist dauerte von Oktober 2017 bis April 2019. Bereits Ende
2018 vermeldeten die Medien, dass die Initiative zustandegekommen sei. Und in der Tat
bestätigte die Bundeskanzlei im Mai 2019, dass das Komitee 109'332 gültige
Unterschriften gesammelt habe. Die Medien zeigten sich einerseits beeindruckt, dass
der Juso erneut eine Unterschriftensammlung gelungen war, sprachen der Initiative
aber im Hinblick auf ihre letzten beiden Initiativen, die 1:12- sowie die
Spekulationsstopp-Initiative, die mit Neinstimmen-Anteilen von fast 60 Prozent
respektive 65 Prozent gescheitert waren, keine grossen Chancen zu. 7

Indirekte Steuern

Die EU will die effiziente Besteuerung von Zinserträgen sicherstellen und beabsichtigt,
zu diesem Zweck einen automatischen Informationsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten einzuführen. Um Umgehungen des künftigen EU-Rechts zu vermeiden,
ist sie daran interessiert, dass Drittstaaten gleichwertige Massnahmen anwenden. Diese
Massnahmen bilden Gegenstand der zweiten Runde bilateraler Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU. Mit der Verrechnungssteuer kennt die Schweiz ein System der
Quellenbesteuerung, das zusammen mit einer moderaten Einkommenssteuer eine
effektive Besteuerung von Zinserträgen sicherstellt. In den Vorgesprächen widersetzte
sich der Bundesrat, sekundiert von der Schweizerischen Bankiervereinigung, wegen des
Bankgeheimnisses vehement einem automatischen Meldeverfahren, wie es die EU
vorsah. Stattdessen schlug er eine Zahlstellensteuer auf ausländischen Zinserträgen vor
und forderte, dass die EU-Lösung auch für die abhängigen und assoziierten Gebiete der
EU-Mitgliedstaaten, insbesondere für die britischen Kanalinseln, gelte. (Siehe auch
hier) 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Im Februar 2019 verabschiedete die WAK-SR einen Vorentwurf zur Umsetzung des
Systemwechsels in der Wohneigentumsbesteuerung, der mit Folge geben einer eigens
ausgearbeiteten parlamentarischen Initiative beschlossen worden war. Um die
Abschaffung des Eigenmietwerts für selbstgenutztes Wohneigentum im
Hauptwohnsitz auf Bundes- und Kantonsebene möglichst haushaltsneutral zu gestalten,
schlug die Kommission folgende Massnahmen vor. Erstens dürften für den
Hauptwohnsitz in Zukunft keine Kosten für Unterhalt, Instandstellung,
Versicherungsprämien oder die Verwaltung durch Dritte mehr als Abzüge geltend
gemacht werden. Gleiches soll zweitens auf Bundesebene für bisher mögliche Abzüge
für Energiespar- und Umweltmassnahmen sowie für denkmalpflegerische Arbeiten
gelten; hier wären die Kantone jedoch frei, ob sie diese Abzüge im Rahmen ihrer
kantonalen Steuergesetzgebung nach wie vor zulassen wollen. Drittens sollen die
Abzüge für Schuldzinsen geändert werden und nicht zuletzt soll mit der Vorlage ein
zeitlich begrenzter Ersterwerberabzug eingeführt werden, um gerade auch jüngeren
Leuten den Erwerb von Wohneigentum zu erleichtern. 
Bezüglich private Schuldzinsen sieht die aktuelle Gesetzgebung vor, dass diese in der
Höhe des Ertrags aus beweglichem und unbeweglichem Vermögen und weiterer CHF
50'000 abgezogen werden können. Gleich fünf Varianten präsentierte die Kommission
zur Änderung der Schuldzinsenabzüge in ihrem Vorentwurf. Neu könnten Zinsen
entweder nur noch im Umfang von 100% (Variante 1) oder 80% (Variante 2) der
steuerbaren Vermögenserträge (z.B. aus Dividenden, Zinsen oder Mieteinnahmen)
abzugsfähig gemacht werden. Oder es könnten – wie dies Variante 4 vorsieht – nur die
Zinsen im Umfang der Erträge aus unbeweglichem Vermögen, bzw. auf Immobilien, als
Abzugsmöglichkeit erhalten bleiben. Variante 3 entspräche der Variante 4 plus
Abzugsmöglichkeiten für weitere CHF 50'000, sofern letztere für «Beteiligungen von
mindestens 10 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder
Genossenschaft» (WAK-SR, 15.2.19) eingesetzt wurden, was somit auch Firmenbesitzer
steuerlich entlasten würde. Mit Annahme der radikalsten Variante 5 würden die
Möglichkeiten für Schuldzinsenabzüge vollständig entfallen. 
Von der Vorlage ausgenommen ist die Abschaffung des Eigenmietwerts für
Zweitliegenschaften; hier sollen aktuelle Regelungen unverändert bestehen bleiben. Die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.02.2019
MARLÈNE GERBER
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Kommission begründete diesen Entscheid zum einen mit den befürchteten hohen
Steuerausfällen, die überwiegend Berg- und Randregionen treffen würden, und wies
zum anderen auf das «fein austarierte Gleichgewicht» durch den inner- und
interkantonalen Finanzausgleich hin, das man nicht gefährden wolle. Nicht zuletzt sei es
auch nicht das Ziel, Anreize zu schaffen, die den Erwerb und Bau von
Zweitliegenschaften attraktiver machen würden.
In den Medien stiessen die sich konkretisierenden Pläne zur Abschaffung des
Eigenmietwertes nach diversen gescheiterten Vorstössen in der Vergangenheit auf
einige Resonanz. Einig war man sich in der Berichterstattung zwar bezüglich der
Notwendigkeit der Abschaffung des Eigenmietwertes als Besteuerung eines fiktiven
Einkommens, sie offenbarte jedoch auch die umstrittenen Punkte der Vorlage, die im
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsprozesses noch für einigen Gesprächsstoff sorgen
könnten. Als Knackpunkt des Revisionsvorhabens wurde in erster Linie die Frage der
Schuldzinsabzüge definiert. Gegenüber der NZZ zeigte sich Hans Egloff (svp, ZH),
Nationalrat und Präsident des Hauseigentümerverbandes und Urheber zahlreicher
Vorhaben zur Abschaffung des Eigenmietwertes, insofern kompromissbereit, als er die
Variante 4 als «logisch» bezeichnete, obwohl die ersten drei Varianten für die
Eigentümer an sich attraktiver wären. Bereits in der Kommission ebenfalls nicht
unumstritten waren auch die geplanten Änderungen im Bereich der Abzüge für
energetische Sanierungen, da viele dieser Massnahmen erst kürzlich im Rahmen der
Energiestrategie 2050 eingeführt worden waren. In den Medien äusserte sich Nathalie
Imboden, die Generalsekretärin des Mieterinnen- und Mieterverbandes, dazu kritisch
zu Wort und betitelte die Möglichkeit für unterschiedliche Regelungen auf kantonaler
Ebene als «Flickenteppich». Kritisch beurteilte der Verband auch die vom Bund
gewählte Berechnungsgrundlage, die auf einem durchschnittlichen Hypothekarzinssatz
von 3.5 Prozent basiert. Während die Eigentümer bei einem solchen Szenario mit der
neuen Regelung stärker zur Kasse gebeten würden, würden sie bei dem um einiges
tiefer liegenden aktuellen Zinsniveau finanziell von der Vorlage profitieren. Man erwarte
deshalb mit Spannung die genauen Berechnungen. Offen dürfte ferner auch sein, wie
die Kantone den ihnen zugestandenen Spielraum in Bezug auf zulässige Abzüge für
Energie- und Umweltmassnahmen auffassen. Sollten solche Abzüge zulässig bleiben,
könnte dies für die Kantone einen erhöhten administrativen Aufwand bedeuten, da sie
in Zukunft prüfen müssten, ob es sich bei der Sanierungsmassnahme um eine
gewöhnliche Unterhaltsarbeit handelt, die nicht mehr länger steuerlich
abzugsberechtigt wäre, oder ob diese ökologisch begründet war.
Die WAK-SR wird den Vorentwurf voraussichtlich im März 2019 in die Vernehmlassung
geben. 9
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